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Stadt Melle 
Bebauungsplan 

"Grönenberger Str.- 2. Teiländerung" 

Stadtteil: Melle-Mitte 

Masstab 1 : 1000 

Planzeichenerklärung 

Art der baulichen Nutzung 

Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenzen 

Bauliche Anlage und Einrichtungen für den Gemeinbedarf 

Verkehrsflächen 

-15.00- 

Grünflächen ( Paragraph 9 (1) Nr.15 BauGB) 

Sonstige Festsetzungen 

Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan "Grönenberger Straße - 2. Teilneufassung", Melle-Mitte 

1.0 Präambel: 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 09.12.1986 (BGBl S. 2253), zuletzt geändert durch 
das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBl S. 466) und des § 40 der Nieders. Gemeinordnung in der Fas-

sung vom 22.06.1982 (Nds. GVBl S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.03.1990 (Nds. GVBl S. 113 ff), hat der Rat der Stadt Melle 
diesen Bebauungsplan, bestehend aus den nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie aus der Planfassung als Satzung beschlossen. 

2.0 Planungsrechtliche Festsetzungen: 

2.1 In dem besonders gekennzeichneten Kerngebiet (MK) sind im Untergeschoss (bezogen auf die Höhe der tangierenden Weststraße) nur Park-
/Stellplätze zulässig. 

2.2 In den ausgewiesenen Kerngebieten (MK) sind die Ausnahmen gemäß § 7 Abs. 3 Ziffer 2 BauNVO generell zulässig. Vergnügungsstätten 
gem. § 7 Abs. 2 Ziffer 2 BauNVO sind in den Erdgeschossen unzulässig - § 1 Abs. 7 BauNVO -. 

2.3 In den als Mischgebiet (MI) ausgewiesenen Bereichen sind Ausnahmen gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO - Vergnügungsstätten - nicht zulässig 
(§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

2.4 In den als allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesenen Bereichen sind die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Ziffer 5 BauNVO - Tankstellen

- nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

2.5 Das Plangebiet wird von der vorhandenen Stadtstraße - Grönenberger Straße - und der geplanten Verbindungsstraße tangiert. Von den ge-
nannten Verkehrsflächen gehen Immissionen aus. Für die in Kenntnis dieser Verkehrsanlage errichteten baulichen Anlagen können gegenüber

dem Baulastträger keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes geltend gemacht werden. 

2.5.1 In dem entsprechend gekennzeichneten Bereich werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB (A) am Tag und 45 dB (A) in 
der Nacht überschritten. Es werden maximal 66/55 dB (A) (Tag/Nacht) erreicht. 

Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Räumen an den Süd- bis Ostseiten in den Lärmpegelbereich IV (erf. R w, res = 40 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" ein-
zustufen. Für die Nord- bis Westseiten gilt der Lärmpegelbereich III (erf. R w, res = 35 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau". Um für 
die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des Immissionsschutzes an den Gebäudeseiten, die in den/die genann-

ten Lärmpegelbereich/Lärmpegelbereiche eingestuft sind (sh. Planzeichnung) bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämm-
ten Lüftern vorgeschrieben, sofern keine Lüftungsmöglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster besteht. Gleiches gilt für Räume 
mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen
Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen. 

Außenwohnbereiche sind nur westlich der Gebäude im Lärmschatten gegenüber der geplanten Verbindungsstraße zulässig. Zudem sind lärmab-
schirmende bauliche Einrichtungen südlich des Außenwohnbereiches zu errichten (Mindesthöhe 2,8 m; z.B. Garagen, massive Wand, winkel-
förmige Gebäudeform usw.). So kann eine Lärmabschirmung bzgl. der südlich gelegenen Grönenberger Straße erzielt werden. 

2.5.2 In den entsprechend gekennzeichneten Bereichen werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB (A) am Tag und 45 dB (A) 
in der Nacht teilweise überschritten. Es werden maximal 67/57 dB (A) (Tag/Nacht) erreicht. 

Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Räumen an den Süd-, Ost- und Nordseiten in den Lärmpegelbereich IV (erf. R w, res = 40 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hoch-
bau" einzustufen. Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des Immissionsschutzes an den Gebäudesei-
ten, die in den/die genannten Lärmpegelbereich/Lärm-pegelbereiche eingestuft sind (sh. Planzeichnung) bei Schlaf- und Kinderzimmern der 

Einbau von schallgedämmten Lüftern vorgeschrieben, sofern keine Lüftungsmöglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster besteht.
Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- 
oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen. 

Außenwohnbereiche sind nur westlich der Gebäude im Lärmschatten gegenüber der geplanten Verbindungsstraße zulässig. 

2.5.3 In dem entsprechend gekennzeichneten Bereich werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB (A) am Tag und 45 dB (A) in 
der Nacht teilweise überschritten. Es werden maximal 60/50 dB (A) (Tag/Nacht) erreicht. 

Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Räumen an den Süd-, Ost- und Nordseiten in den Lärmpegelbereich III (erf. R w, res = 35 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hoch-
bau" einzustufen. Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des Immissionsschutzes an den Gebäudesei-
ten, die in den/die genannten Lärmpegelbereich/Lärm-pegelbereiche eingestuft sind (sh. Planzeichnung) bei Schlaf- und Kinderzimmern der 

Einbau von schallgedämmten Lüftern vorgeschrieben, sofern keine Lüftungsmöglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster besteht.
Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- 
oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen. 

Außenwohnbereiche sind nur westlich der Gebäude im Lärmschatten gegenüber der geplanten Verbindungsstraße zulässig. 

2.5.4 In dem entsprechend gekennzeichneten Bereich werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB (A) am Tag und 45 dB (A) in 
der Nacht teilweise überschritten. Es werden maximal 65/55 dB (A) (Tag/Nacht) erreicht. 

Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Räumen an den Westseiten in den Lärmpegelbereich IV (erf. R w, res = 40 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" einzustu-
fen. Für die Süd- und Nordseiten gilt der Lärmpegelbereich III (erf. R w, res = 35 dB). Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu 
sorgen, ist aus Gründen des Immissionsschutzes an den Gebäudeseiten, die in den/die genannten Lärmpegelbereich/Lärmpegelbereiche ein-

gestuft sind (sh. Planzeichnung) bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämmten Lüftern vorgeschrieben, sofern keine Lüftungs-
möglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster besteht. Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die Einhaltung 
der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen. 

Außenwohnbereiche sind nur östlich der Gebäude im Lärmschatten gegenüber der geplanten Verbindungsstraße zulässig. 

2.5.5 In dem entsprechend gekennzeichneten Bereich werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB (A) am Tag und 45 dB (A) in 

der Nacht teilweise überschritten. Es werden maximal 68/57 dB (A) (Tag/Nacht) erreicht. 

Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be-
stimmten Räumen an den Westseiten in den Lärmpegelbereich V (erf. Rw, res = 45 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" einzustu-

fen. Für die Süd- und Nordseiten gilt der Lärmpegelbereich IV (erf. Rw, res = 40 dB). Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sor-
gen, ist aus Gründen des Immissionsschutzes an den Gebäudeseiten, die in den/die genannten Lärmpegelbereich/Lärmpegelbereiche einge-
stuft sind (sh. Planzeichnung) bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämmten Lüftern vorgeschrieben, sofern keine Lüftungs-
möglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster besteht. Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die Einhal-

tung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von
Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen. 

Außenwohnbereiche sind nur östlich der Gebäude im Lärmschatten gegenüber der geplanten Verbindungsstraße zulässig. 

2.5.6 In dem entsprechend gekennzeichneten Bereich werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB (A) am Tag teilweise überschrit-
ten. Es werden maximal 68 dB (A) am Tag erreicht. 

Festsetzungen für die bestehende Schule: 

Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen bezüglich des bestehenden Schulgebäudes in den nicht nur zum vor-
übergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen an der Gebäudefassade 6.7 in den Lärmpegelbereich IV (erf. Rw, res = 45 dB) 
gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" einzustufen. Für die Gebäudefassaden 6.6 und 6.8 gilt der Lärmpegelbereich IV (erf. R‘w,res = 40
dB) und für die Gebäudefassaden 6.3, 6.9 und 6.10 der Lärmpegelbereich III (erf. Rw, res = 35 dB). Die Gebäudefassaden 6.2, 6.4 und 6.5 

sind in den Lärmpegelbereich (erf. Rw, res = 30 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" einzustufen. 

Festsetzungen für Gebäudeerweiterungen und Neubauten: 
Im Plangebiet sind die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen bezüglich von Gebäudeerweiterungen und -neubauten im Bereich

10 - 30 m von der Mitte der Verbindungsstraße in den Lärmpegelbereich IV (erf. Rw,res = 40 dB) gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau"
einzustufen (Vorder- und Seitenfronten). Im Bereich 30 - 60 m von der Mitte der Verbindungsstraße ist der Lärmpegelbereich III (erf. Rw, res
= 35 dB) und im Bereich 60 - 80 m ist der Lärmpegelbereich II (erf. Rw, res = 30 dB) zu berücksichtigen. 

Für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen an den Gebäudeseiten, die in den/die genannten Lärmpegelbereich/Lärmpegelbereiche ein-
gestuft sind (sh. Planzeichnung) ist der Einbau von schallgedämmten Lüftern vorgeschrieben, sofern keine Lüftungsmöglichkeit über von der 
Lärmquelle abgewandte Fenster besteht. Die Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichti-
gen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen. 

3.0 Hinweise: 

3.1 Die Flächen innerhalb der Sichtdreiecke sind zwischen einer Höhe von 0,60 m bis 2,50 m über Fahrbahnoberkante von Sichtbehinderun-
gen freizuhalten. 

3.2 Es wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Funde, die bei den Bau- und Erdarbeiten im Planungsraum gemacht werden,
gemäß dem Nds. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde unverzüglich zu melden. 

3.3 Bei der Durchführung von Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Einrichtungen bzw. Ver- und Entsorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen. 

3.4 Für die Lagerung von Heizöl und anderen grundwassergefährdenden Stoffen sind strenge Maßstäbe einzulegen. Die Zulässigkeit richtet 

sich nach den geltenden Bestimmungen. 

4.0 Sonstiges: 

Diese Bebauungsplanteilneufassung wird mit der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück rechtsverbindlich (§ 10 Abs. 3 BauG-
B). Gleichzeitig treten die entgegenstehenden Festsetzungen der Bebauungspläne "Grönenberger Straße" aus dem Jahre 1971, "Grönenberger 
Straße - 1. Änderung" aus dem Jahre 1983 sowie "Grönenberger Straße - 2. Änderung" aus dem Jahr 1968 für diesen Bereich außer Kraft. 

Melle, 28.03.2000 
ÖÖäT04ü L.S. 

gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 28.09.1999 die Aufstellung dieses Plans beschlossen. 

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde vom Baudezernat der Stadt Melle ausgearbeitet. 

Melle, 28.03.2000 

gez. Buschhausen 

Stadtbaurat 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 28.09.1999 dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffent-
liche Auslegung gemäss § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 02.10.1999 ortsüblich bekanntge-
macht. Der Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung haben vom 12.10.1999 bis 12.11.1999 gemäss § 3 (2) BauGB öffentlich ausge-

legen

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Rat der Stadt Melle hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäss § 3(2) BauGB in seiner Sitzung am 
28.03.2000. als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 

Melle, 28.03.2000 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Der Bebauungsplane ist gemäss § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 
__.__.____. Rechtverbindlich geworden. 

Melle, ........................ 

L.S. gez. Stock 

Bürgermeister 

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäss § 214 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB nicht geltend gemacht worden (§215 Abs.1 Nr.1 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Bürgermeister 

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Mängeln der Abwägung nicht geltend gemacht 
worden (§ 215 Abs.1 Nr.2 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Bürgermeister 

Planunterlage 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte V 2005/82 
Liegenschaftskarte: Stadt Melle Flur 2,3,5,10 
Maßstab: 1:1000 

Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§ 13 Abs. 4 des Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterge-
setzes vom 2.7.1985, Nds. GVBI. S. 187, geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19.9.1989, Nds. GVBI. S 345). 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Stra-
ßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 29.01.1982). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen 
geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Osnabrück, den 29.01.1982 

L.S. gez. Ritterhoff 
............................................................ 
-Katasteramt Osnabrück- 

Digitale Planumsetzung 

Der Entwurf des analogen Bebauungsplans wurde digital umgesetzt von: 
promegis 
Gesellschaft für Geoinformationssysteme mbH 

Breslauer Straße 31 
49324 Melle 
Telefon: 05422/9629-0 Fax: 05422/9629-20 


